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(Rr. 13092.) Geſetz über die Führung der 27. preußiſchen Stimme im Reichsrate. Vom 15. Mai 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: = 
Die nach dem Feſtſetzungsbeſchluſſe des Reichsrats vom 25. Februar 1926 ($ 137 der Niederſchrift 
der zwölften Sitzung des Reichsrats) auf das Land Preußen entfallende 27. Stimme im Reichsrate wird 
von dem Preußiſchen Staatsmin ſterium g führt. 
82, 

Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 15. Mai 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſter des Innern; 
Braun. 


r. 13093.) Geſetz über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten. Vom 25. Mai 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
91. 

Zur berufsmäßigen Rechtsvertretung vor den Verwaltungsgerichten (advokatoriſchen Praxis im 
Sinne des $ 6 der Reichsgewerbeordnung) muß zugelaſſen werden, wer die Befähigung zum preußiſchen 
höheren Verwaltungsdienſt oder zum Richteramt erlangt hat, danach 2 Jahre in der Verwaltung des 
Preußiſchen Staates, preußiſcher Gemeinden oder Gemeindeverbände oder in einer Kirchenverwaltung 


oder als preußiſcher Verwaltungsrichter tätig geweſen und in einer beim Oberverwaltungsgerichte zu 
führenden Liſte der Verwaltungsrechtsräte eingetragen iſt. 


82. 

Über die Eintragung in die Lifte entſcheidet der Vorſitzende eines Senats des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts. Zur Verſagung der Eintragung bedarf er der Zuſtimmung des Senats. 5 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags; 12. Juni 1926.) . ——— erre 3 
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9 3. 
(1) Die Eintragung iſt zu verſagen, wenn der Antragſteller 
1. durch ſtrafgerichtliches Urteil die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter dauernd ver⸗ 
loren hat oder zur Zeit nicht beſitzt, 
2. auf Grund des § 7 Nr. 3 in der Lifte der Verwaltungsrechtsräte geſtrichen iſt, 
3. durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen beſchränkt iſt, 


4. ein Amt bekleidet oder eine Beſchäftigung betreibt, die mit der berufsmäßigen Rechtsvertretung 
1% nicht vereinbar find, 
N 


u 5. durch körperliche Gebrechen oder wegen eingetretener Schwäche feiner körperlichen oder geiftigen 
; A Rt Kräfte zur Erfüllung feiner Pflichten dauernd unfähig ift, 
U er 6. ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, das ihn der berufsmäßigen Rechtsvertretung 


unwürdig erſcheinen läßt. 


(2) Die Befugnis der Rechtsanwälte zum Auftreten vor den Verwaltungsgerichten bleibt unberührt. 
Eine beſondere Eintragung von Rechtsanwälten in die Lifte findet nicht ſtatt. 


9 4. 


Die Eintragung kann verſagt werden, wenn der Antragſteller durch ſtrafgerichtliches Urteil die Fähig⸗ 
keit zur Bekleidung öffentlicher Amter auf Zeit verloren hatte. 


8 5. 
Der Beſchluß, der die Eintragung verſagt, muß begründet werden. 


§ 6. 
Nach der Eintragung hat der F in einer öffentlichen Sitzung eines i 
gerichts folgenden Eid zu leiſten: 


„Ich ſchwöre, daß ich die Pflichten eines Verwaltungsrechtsrats gewiſſenhaft erfüllen 
werde.“ 


Die Beifügung einer religiöſen Bekennen iſt zuläſſig. 


75 
(1) Die Eintragung iſt zu ſtreichen: £ 
1. wenn ſich nach der Eintragung ergibt, daß fie nach $3 hätte verſagt werden müſſen / 
2. wenn nach der Eintragung eine der Vorausſetzungen des $ 3 eintritt; 
3. wenn der Verwaltungsrechtsrat die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt. 
(2) Wird ein Verwaltungsrechtsrat zur Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen, fo iſt er in der Lifte der Ver⸗ 
waltungsrechtsräte von Amts wegen zu löſchen. 
§ 8. 


Über die Streichung entſcheidet das Oberverwaltungsgericht nach Anhörung des Verwaltungsrechts⸗ 
rats durch Beſchluß. Der Beſchluß muß begründet werden. 


89. 


Gegen den Beſchluß, der die Eintragung verſagt (§ 5) oder die Streichung anordnet ($ 8), findet 
innerhalb von 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes die Beſchwerde an einen aus 9 Mitgliedern be⸗ 
ſtehenden erweiterten Senat ſtatt, dem der Präſident des Oberverwaltungsgerichts vorſitzt. Im Beſchwerde⸗ 
verfahren darf kein Mitglied mitwirken, das bei dem angefochtenen Beſchluſſe beteiligt war. 


9 10. 


Will ein Verwaltungsrechtsrat, deſſen Berufstätigkeit in Anſpruch genommen wird, einen Auftrag 
nicht annehmen, ſo muß er die Ablehnung ohne Verzug erklären. 
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§ 11. 

Der Verwaltungsrechtsrat darf nicht in einer Angelegenheit tätig werden, an deren Entſcheidung 

er als Richter teilgenommen hat. 
§ 12. i 

Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gefeßfamml. S. 195) wird 
in folgenden Beſtimmungen geändert: 

1. Im § 73 Abſ. 2 wird vor dem Worte „Rechtsanwälte“ eingeſchaltet „Verwaltungsrechts— 
räte oder“. 

2. Im $103 Abſ. 1 wird im Satz 2 das Wort „Rechtsanwalts“ durch die Worte „Verwaltungs— 
rechtsrats oder Rechtsanwalts“, im Satz 3 das Wort „Rechtsanwalts“ durch die Worte „am 
Orte des Gerichts wohnenden Verwaltungsrechtsrats oder Rechtsanwalts“ erſetzt. 

3. § 103 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 

Die Gebühren beſtimmen ſich nach den für die Rechtsanwälte bei den ordentlichen Ge— 
richten geltenden Vorſchriften. 
9 13. 

937 Satz 1 und 2 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die 
Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) 
erhalten folgende Faſſung: 

Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines Rechtsanwalts oder 


Verwaltungsrechtsrats als Verteidigers bedienen. Der nichterſcheinende Angeſchuldigte kann 
ſich durch einen Rechtsanwalt oder Verwaltungsrechtsrat vertreten laſſen. 


§ 14. 

Im 89 Abſ. 2 Satz 1 und im 8 13 Abſ. 3 Satz 1 der Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte 
zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden, vom 1. Auguſt 1879 (Geſetzſamml. S. 573) wird 
das Wort „Rechtsanwalt“ erſetzt durch die Worte „Rechtsanwalt oder Verwaltungsrechtsrat“, im 89 
Abſ. 2 Satz 2 und im $ 13 Abſ. 3 Satz 2 werden vor den Worten „zum Richteramt“ die Worte „zum höheren 
Verwaltungsdienſt oder“ eingefügt und im I Abſ. 2 Satz 2 das Wort „Rechtsanwalts“ durch die Worte 
„Rechtsanwalts oder Verwaltungsrechtsrats“ erſetzt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. N 


Berlin, den 25. Mai 1926. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Braun. 


(Nr. 13094.) Geſetz für eine zweite Abänderung des Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten (Geſetzſamml. S. 373). Vom 25. Mai 1926. 


Da Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Im §1 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 wird eingefügt: 
a) Im Abſ. 1 hinter „Diphtherie (Rachenbräune) “: 
Gehirnentzündung, epidemiſche (Encephalitis lethargica sive epidemica, hyperkinetica, 
i akinetica, chronica), 
bp) Hinter „Trichinoſe “: 
ſowie auch jeder Verdachtsfall von Typhus (Unterleibstyphus). 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 13092—13097.) 5 8 en: 46 
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e) Zwiſchen den 1. und 2. Abſatz: 
Als typhusverdächtig gelten auch ſolche anſcheinend geſunde Perſonen, deren Ausjchet- 
dungen die Erreger des Typhus enthalten (Bazillenträger, Typhusdauerausſcheider). 
d) In den nunmehr zum 3. Abſatz gewordenen bisherigen 2. Abſatz hinter „Wechſelt der Erkrankte“: 
beziehungsweiſe bei Typhus auch der Typhusverdächtige. 


§ 2. 
Als neuer Abſatz am Schluſſe des § 2 desſelben Geſetzes wird eingefügt: 
Bei Typhusdauerausſcheidern ſind nur die unter 1 und 2 genannten Perſonen zur 
Anzeige verpflichtet. 
83. 
Als 3. Abſatz wird im § desſelben Geſetzes eingefügt: 
Dieſelben Perſonen haben auch die für Typhusdauerausſcheider vorgeſchriebene An⸗ 
zeige zu erſtatten. 
§ 4. 
Im 86 desſelben Geſetzes wird eingefügt: 
a) Im Abſ. 1 vor „Kindbettfieber“: 
Gehirnentzündung, epidemiſche. 
b) Als weiterer Abſatz am Schluſſe: 
Perſonen, gegen die begründeter Verdacht beſteht, daß in ihren Ausſcheidungen 
Typhuserreger enthalten ſind, haben auf Erfordern des beamteten Arztes oder der 
Polizeibehörde ihre Ausscheidungen zur bakteriologiſchen Unterſuchung zur Verfügung 
zu ſtellen. a 
§ 5. 
Im 88 desſelben Geſetzes wird zwiſchen den Ziffern 1 und 2 eingefügt: 
1a. Gehirnentzündung, epidemiſcher: Beobachtung akut kranker, krankheitsverdächtiger und an- 
ſteckungs verdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung akut kranker und krankheitsverdächtiger 
Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern 
in ein Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Wider⸗ 
ſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes 
oder des behandelnden Arztes eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt 
ift, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal (§ 14 Abſ. 5), Fernhaltung 


von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Desinfektion bei akut kranken und krankheits- 
verdächtigen Perſonen (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßnahmen bezüglich der Leichen (§ 2). 


§ 6. 
Im 8 35 Ziffer 2 wird hinter: „aufgeführten Krankheiten“ eingefügt: 
oder in den Fällen des § 6 Abſ. 5. 
8 7. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze erläßt der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


8 8. | 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt wird ermächtigt, den Wortlaut der 88 1 bis 3, 6, 8 und 35 des 
(Sejeßes vom 28. Auguſt 1905 in der Faſſung der 1. und 2. Anderung dieſes Geſetzes in der Geſetzſammlung 
zu veröffentlichen. 8 


se 
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9 9. 
Dieſes Geſetz tritt ſofort in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Mai 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter für Volkswohlfahrt: 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13095.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung 
des Dienſteinkommens der Pfarrer der evangeliſchen Landeskirchen vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 104) in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. 
S. 243). Vom 25. Mai 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

() Die im Artikel 1 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 7. Auguſt 1922 bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung vorgeſehenen Staatsleiſtungen 
werden für die Zeit vom 1. April 1925 bis zum 31. März 1927 für die evangeliſche Kirche der 
altpreußiſchen Union auf jährlich 31 300 000 RAM, für die Landeskirchen der neuen Provinzen 
insgeſamt auf jährlich 11700000 RA feſtgeſetzt. 

(2) Soweit dieſe Staatsleiſtungen in einem Rechnungsjahr infolge entſprechenden Iſtertrags der 
eigenen kirchlichen Leiſtungsfähigkeit für die Durchführung des Artikels 1 a. a. O. nicht voll benötigt 
werden, ſind ihre nichtverwendeten Teilbeträge auf die für das folgende Rechnungsjahr nach Abf. 1 
zahlbaren Staatsleiſtungen anzurechnen. f 

6) Durch die vorſtehend getroffene einſtweilige Regelung wird der Ablöſung der bisherigen 
Staatsleiſtungen gemäß Artikel 138 der Reichsverfaſſung nicht vorgegriffen; insbeſondere kann aus 
dieſer Regelung von keiner Seite weder bei der endgültigen geſetzlichen Regelung der Pfarrbeſoldung 
noch bei der Ablöſung der Staatsleiſtungen nach ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe 
ein Anſpruch oder ein Einwand abgeleitet werden. 


Das vorſtehende Geſetz wird nach Ausſcheidung der gemäß Artikel 42 Abſ. 4 der Verfaſſung 
unwirkſamen Teile des zugrunde liegenden Landtagsbeſchluſſes hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Mai 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13096.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des 
Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 106) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 279). Vom 25. Mai 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


(1) Die im Artikel 1 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 7. Auguſt 1922 bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung vorgeſehenen Staatsleiſtungen 
werden für die Zeit vom 1. April 1925 bis zum 31. März 1927 für die katholiſche Kirche auf 
17675000 AM feſtgeſetzt. 
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e) Soweit dieſe Staatsleiſtungen in einem Rechnungsjahr infolge entſprechenden Iſtertrags der 
eigenen kirchlichen Leiſtungsfähigkeit für die Durchführung des Artikels 1 a. a. O. nicht voll benötigt 
werden, ſind ihre nichtverwendeten Teilbeträge auf die für das folgende Rechnungsjahr nach Abſ. 1 
zahlbaren Staatsleiſtungen anzurechnen. 


6) Durch die vorſtehend getroffene einſtweilige Regelung wird der Ablöſung der bisherigen 
Staatsleiſtungen gemäß Artikel 138 der Reichsverfaſſung nicht vorgegriffen; insbeſondere kann aus 
dieſer Regelung von keiner Seite weder bei der endgültigen geſetzlichen Regelung der Pfarrbeſoldung 
noch bei der Ablöſung der Staatsleiſtungen nach ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe 
ein Anſpruch oder ein Einwand abgeleitet werden. 

Das vorſtehende Geſetz wird nach Ausſcheidung der gemäß Artikel 42 Abſ. A der Verfaſſung 
unwirkſamen Teile des zugrunde liegenden Landtagsbeſchluſſes hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Mai 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13097.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnung vom 15. März 1926 über vor⸗ 
läufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags 
(Geſetzſamml. S. 104). Vom 21. Mai 1926. 


er Preußiſche Landtag hat die auf Grund des Artikels 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächti⸗ 
gung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen 
und der Ausführung des Friedensvertrags (Geſeſamml. S. 115) erlaſſene Verordnung vom 15. März 1926 über 
neh ige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 104) 
genehmigt. 


Berlin, den 21. Mai 1926. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 
Fritze. 


Hinweis auf eine nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnung. 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 


Im Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbe⸗Verwaltung Nr. 7 vom 19. April 1926 ift auf Seite 78 eine 
gemäß § 19a der Verordnung über die Errichtung von Arbeitskammern im Bergbau erlaffene Ausführungs⸗ 
beſtimmung des Miniſters für Handel und Gewerbe verkündet, die am 20. April 1926 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 15. Mai 1926. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Zur Preußiſchen Geſetzſammlung ift ein neues Hauptſachverzeichnis, umfaſſend die Jahrgänge 1914—1925, 
herausgegeben worden, das zum Preiſe von 6,50 % vom Geſetzſammlungsamte Berlin NW 40, Scharnhorſt⸗ 
ſtraße 4 zu beziehen iſt. 

Noch vorrätig und gleichfalls vom Geſetzſammlungsamte zu beziehen find die Hauptſachverzeichniſſe zu den 
Jahrgängen 1806—1883 und 1884—1913 der Preußiſchen Geſetzammlung, und zwar erſteres zum Preiſe von 
11,3 Hl, letzteres von 6,48 Hl. 
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